
von Apoteket oder entsprechende Liefersysteme, Erteilung 
von Informationen über das eigene Arzneimittel und das 
Arzneimittel eines konkurrierenden Lieferanten in der Kor­
respondenz mit einem ärztlichen Dienst und Patientenorga­
nisationen, Inverkehrbringen des Arzneimittels, Maßnahmen 
zur pharmazeutischen Kontrolle des Arzneimittels und eines 
konkurrierenden Arzneimittels, keine Erteilung von Informa­
tionen über die nachgewiesenen wesentlichen Unterschiede 
zwischen den Produkten, über die Zusammensetzung des 
eigenen Arzneimittels und seine Beurteilung durch das Arz­
neimittelamt (Läkemedelverket), keine Unterrichtung des Ge­
sundheitsdienstes über die Beurteilung des konkurrierenden 
Produkts durch den wissenschaftlichen Rat des Arzneimittel­
amts, Aufrechterhaltung eines bestimmten Preisniveaus für 
das Arzneimittel, Festlegung der Gültigkeitsdauer der Ver­
schreibung auf drei (3) Monate, Lieferung des Apotheken­
arzneimittels statt des konkurrierenden Arzneimittels, ob­
wohl der Patient eine Verschreibung für das konkurrierende 
Arzneimittel besitzt, Be- und Verhinderung des Übergangs 
von standardisierten Zubereitungen auf konkurrierende Arz­
neimittel einschließlich der Weigerung der örtlichen Apo­
theke, das konkurrierende Arzneimittel zu liefern, und An­
wendung eines Festpreises im Rahmen der Arzneimittelver­
günstigungen ohne vorherigen Beschluss der nationalen Be­
hörde) als Werbung im Sinne der Richtlinie 2006/14 an­
zusehen? 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 2309/93 des Rates vom 22. Juli 1993 zur 
Festlegung von Gemeinschaftsverfahren für die Genehmigung und 
Überwachung von Human- und Tierarzneimitteln und zur Schaffung 
einer Europäischen Agentur für die Beurteilung von Arzneimitteln 
(ABl. L 214, S. 1). 

( 2 ) Richtlinie 2001/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 6. November 2001 zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes 
für Humanarzneimittel (ABl. L 311, S. 67). 

( 3 ) Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken im binnen­
marktinternen Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und Ver­
brauchern und zur Änderung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, 
der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (Richt­
linie über unlautere Geschäftspraktiken) (ABl. L 149, S. 22). 

( 4 ) Richtlinie 2006/114/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2006 über irreführende und vergleichende Wer­
bung (ABl. 2006, L 376, S. 21). 
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Beklagter: Tallinna linn (Tallinna Ettevõtlusamet) 

Vorlagefragen 

1. Kann die Finanzierung des Betriebs des öffentlichen Per­
sonenverkehrs im Gebiet einer örtlichen Gebietskörperschaft 
als besonderer Zweck im Sinne von Art. 1 Abs. 2 der Richt­
linie 2008/118/EG des Rates der Europäischen Union ( 1 ) 
angesehen werden, wenn die Erfüllung und Finanzierung 
einer derartigen Aufgabe zu den Pflichten der örtlichen Ge­
bietskörperschaft gehört? 

2. Falls diese Frage bejaht wird, ist Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie 
2008/118/EG des Rates der Europäischen Union dahin aus­
zulegen, dass es mit dieser Vorschrift im Einklang steht, im 
innerstaatlichen Recht eine indirekte Steuer vorzusehen, die 
auf den Verkauf einer verbrauchsteuerpflichtigen Ware an 
den Endverbraucher entrichtet und ausschließlich für den 
Betrieb des öffentlichen Personenverkehrs verwendet wird, 
wenn der Betrieb des öffentlichen Personenverkehrs eine 
Pflicht der steuerberechtigten örtlichen Gebietskörperschaft 
ist, die unabhängig von einer solchen indirekten Steuer zu 
erfüllen ist, und sich die Höhe der Finanzierung des Betriebs 
des öffentlichen Personenverkehrs letztlich nicht auto­
matisch aus dem Umfang der eingenommenen Steuer ergibt, 
da die Höhe des für den Betrieb des öffentlichen Personen­
verkehrs bereitgestellten Betrags genau festgelegt ist, so dass, 
wenn die Einnahmen aus der indirekten Steuer höher sind, 
von der öffentlichen Hand entsprechend weniger andere 
finanzielle Mittel für den Betrieb des öffentlichen Personen­
verkehrs bereitgestellt werden und umgekehrt, wenn weni­
ger Verkaufsteuer eingeht, die örtliche Gebietskörperschaft 
die anderen finanziellen Mittel für den Betrieb des öffent­
lichen Personenverkehrs entsprechend erhöhen muss, es bei 
von der Prognose abweichenden Steuereinnahmen jedoch 
möglich ist, die Höhe der Ausgaben für den Betrieb des 
öffentlichen Personenverkehrs durch eine Änderung des 
Haushalts der örtlichen Gebietskörperschaft zu ändern? 

3. Falls die vorstehende Frage bejaht wird, ist Art. 1 Abs. 2 der 
Richtlinie 2008/118/EG des Rates der Europäischen Union 
dahin auszulegen, dass es mit dieser Vorschrift im Einklang 
steht, auf eine verbrauchsteuerpflichtige Ware zusätzlich 
eine indirekte Steuer zu erheben, deren Zweckbestimmung 
nach der Entstehung der Pflicht zur Entrichtung dieser 
Steuer festgelegt wird? 

( 1 ) Richtlinie 2008/118/EG des Rates vom 16. Dezember 2008 über 
das allgemeine Verbrauchsteuersystem und zur Aufhebung der Richt­
linie 92/12/EWG (ABl. L 9, S. 12).
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